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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr.93.11 "Freiflächenphotovoltaikanlage Engberdingdamm"

Aufgestellt durch

Stadt Greven
Fachdienst Stadtplanung
Greven,Vorentwurf

Übersichtsplan
-M. 1:5.000-

Katasternachweis:

Kartengrundlage: Messungszahlen, Katasterkarte, Topographie

Die Eignung der Plangrundlagen im Hinblick auf Inhalt und Zweck und eindeutige Festlegung des Planinhaltes werden
bescheinigt.

........................................................
Grundstücks- und Geodatenmanagement
(Roters)

Aufstellungsbeschluss:

Der Ausschusses für Stadtentwicklung und Umwelt hat am .................. gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB)
beschlossen, diesen vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufzustellen.

Der Ausschusses für Stadtentwicklung und Umwelt hat am .................. gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB)
beschlossen, die Beteiligung gemäß §§ 3 und 4 BauGB durchzuführen.

........................................................ ........................................................
Vorsitzender Schriftführerin
(Name, Vorsitz) (Name, Schriftführung)

Der Beschluss zur Aufstellung dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich im
Amtsblatt der Stadt Greven Nr. ...../....., Erscheinungstag .................. bekannt gemacht.

........................................................
Der Bürgermeister
(Aden)

Satzungsbeschluss:

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde in der Sitzung des Rates der Stadt Greven am .................. ausgehängt und
wurde gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

........................................................ ........................................................
Der Bürgermeister Schriftführerin
(Aden) (Averhaus)

Inkrafttreten:

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ist der Beschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes als Satzung im Amtsblatt der
Stadt Greven Nr. ...../....., Erscheinungstag .................. ortsüblich bekannt gemacht worden. Der vorhabenbezogene
Bebauungsplan hat am .................. Rechtskraft erlangt.

.........................
Der Bürgermeister
(Aden)

Offenlage:

In der Zeit vom .................. bis einschließlich .................. hat der vorhabenbezogene Bebauungsplan einschließlich der
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 des BauGB zu jedermanns Einsicht in den Räumen des Fachbereichs Stadtentwicklung
öffentlich ausgelegen.

........................................................
Der Bürgermeister
(i.A. Name Sachbearbeiter)

Ort und Dauer der Auslegung wurden ortsüblich im Amtsblatt Nr. ...../....., Erscheinungstag .................. bekannt gemacht.

........................................................
Der Bürgermeister
(Aden)

Kartenunterlage: Digitale Liegenschaftskarte Land NRW (2022)
Datenlizenz Deutschland - Namensnennung - Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/by-2-0)

Kartenunterlage: Amtliche Basiskarte (Schwarz-Weiß) Land NRW (2022)
Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/zero-2-0)
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RECHTSGRUNDLAGEN
Baugesetzbuch (BauGB)  in der Fassung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der zuletzt geänderten Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO -)  in der Fassung
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), in der zuletzt geänderten Fassung.

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991
S. 58), in der zuletzt geänderten Fassung.

Landesbauordnung (BauO NRW) in der Fassung vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 411 bis 458), in der zuletzt
geänderten Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV
NRW S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG NRW -)  in der Fassung der
Bekanntmachung vom 08.07.2016 (GV NRW S. 559), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG -)  in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), in der zuletzt geänderten Fassung.

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542),
in der zuletzt geänderten Fassung.

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV NRW S.
568), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt
geänderten Fassung.

Luftverkehrsgesetz (LuftVG)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.05.2007 (BGBl. I S. 698), in der
zuletzt geänderten Fassung.

ZEICHENERKLÄRUNG gemäß Planzeichenverordnung

(gemäß § 9 Abs. 1 bis 7 BauGB und BauNVO in Verbindung mit § 9a BauGB) 

HINWEISE, KENNZEICHNUNGEN, NACHRICHTLICHE

VERFAHRENSVERMERKEFESTSETZUNGEN
Textliche Festsetzungen  (gemäß § 9 BauGB, BauNVO und BauO NRW) 

ÜBERNAHMEN

Unterschrift

....................................   

Osnabrück, 30.01.2024
Proj. Nr. 22 202 011

Beratung  •  Planung  •  Bauleitung

Am Tie 1
49086 Osnabrück

E-Mail: osnabrueck@pbh.org

Telefon
Telefax

Internet: www.pbh.org

(0541) 1819 - 0
(0541) 1819 - 111

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Gebäude Katasterbestand

Flurstücksgrenze (vermarkt / unvermarkt)

Flurgrenze

Planzeichnungsmaßstab
-M. 1:1000-

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

H

Bauweise, Baulinie, Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Anlagenhöhe in Meter über GOK - maximal

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

1. Der Planung zugrunde liegende rechtliche Regelwerke (z.B. DIN-Normen, VDI-Richtlinien) können im
Zusammenhang mit der Einsichtnahme in die Verfahrensunterlagen bei der Verwaltung eingesehen
werden.

2. Erste Erdbewegungen sind 2 Wochen vor Beginn der LWL-Archäologie für Westfalen - Außenstelle
Münster - An den Speichern 7, 48157 Münster schriftlich mitzuteilen.
Der LWL-Archäologie für Westfalen - Außenstelle Münster (Tel. 0251/591-8911) oder der Stadt als
Untere Denkmalbehörde sind Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, aber auch
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Fossilien) unverzüglich zu
melden. Ihre Lage im Gelände darf nicht verändert werden (§§ 16 und 17 DSchG NRW). Der
LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten des betroffenen Grundstücks zu
gestatten, um ggf. archäologische Untersuchungen durchführen zu können (§ 26 Abs. 2 DSchG NRW). Die
dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der Untersuchungen freizuhalten.

3. Wenn sich bei Tiefbauarbeiten etc. der Verdacht auf Kampfmittelvorkommen ergibt, ist die Arbeit sofort
einzustellen und der Staatliche Kampfmittelräumdienst zu verständigen.

4. Zum Schutz von Vögeln sind Gehölzarbeiten und Baufeldfreimachungen nur in der Zeit zwischen dem
30.09. und dem 01.03. zulässig. Zum Schutz von Fledermäusen sind zu fällende Bäume, die ein
Winterquartierpotenzial (wie Höhlen, Stammrisse, Totholz o. ä. im Stamm- oder Astbereich größer 50 cm)
aufweisen, vor den Fällarbeiten auf einen Besatz durch Fledermäuse von einem Sachverständigen zu
überprüfen.

5. Eine Teilfläche des Flurstückes Nr. 13 in der Gemarkung Greven, Flur 106 dient (durch Flächensicherung
und Gehölzstrukturaufwertung) der Kompensation der Eingriffe in das Medium Boden.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan besteht aus:
· Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen und Begründung vom 30.01.2024

Der Vorhaben- und Erschließungsplan besteht aus:
· Lageplan mit Ansichten vom 30.01.2024

6
II

Höhe Schachtdeckel in Meter ü. NHN (Normalhöhennull)
- die exakte Höhe ist in der Örtlichkeit zu prüfen47,88 m

Sonstiges Sondergebiet (Photovoltaik)
(§ 11 BauNVO)

SO
PV

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 12 Abs. 3a BauGB i. V. m. § 11 BauNVO)

 Sondergebiet Photovoltaik

1.1 Zweckbestimmung:
 Das Gebiet zur Nutzung für erneuerbare Energien - „Sondergebiet Photovoltaik“ dient der Errichtung und
dem Betrieb von Freiflächenphotovoltaikanlagen zur Erzeugung von Elektrizität.

1.2. In dem Sondergebiet sind nur die Nutzungen zulässig, zu denen sich der Vorhabenträger im
Durchführungsvertrag gemäß § 12 BauGB verpflichtet hat.

1.3. Innerhalb des, in der Planzeichnung festgesetzten, Sondergebietes mit der Zweckbestimmung
Photovoltaik sind folgende Nutzungen zulässig, sofern diese der Zweckbestimmung des benannten
Sondergebietes entsprechen:
· Solarmodule mit deren Gründungselementen
· Übergabestationen, Transformatoren, Wechselrichter zur Übernahme des produzierten Stromes
· Zaunanlagen
· Unterhaltungswege
· Stromspeicher

2.  MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. Abs. 3 Nr. 1 BauNVO)

2.1. Höhe der baulichen Anlagen
 Die maximale Anlagenhöhe beträgt 3,5 m über natürlich anstehender Geländeoberkante (GOK).
 Dies betrifft auch Zaunanlagen.
Die Unterkante der Photovoltaikmodule beträgt mindestens 0,8 m zur GOK.

2.2. Grundfläche
Die zulässige Grundfläche der baulichen Anlagen bestimmt sich aus der senkrecht auf die Erdoberfläche
projizierten Abbildung der Modulfläche sowie aus der Grundfläche von Anlagen gemäß § 19 Abs. 4
BauNVO. Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO ist nur
ausnahmsweise zulässig, wenn im Nahbereich eine entsprechende Kompensation erfolgt.

3.  BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 und § 23 Abs. 1 u. 5 BauNVO)

3.1. Abweichend von der offenen Bauweise ist eine Überschreitung der Längen von 50 m für die Modulreihen
zulässig. Dabei sind die, für eine offene Bauweise erforderlichen, Grenzabstände gemäß BauO NRW
einzuhalten.

3.2. Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt. Nebenanlagen im Sinne des § 14
BauNVO (wie Zäune, Unterhaltungswege) sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche
zulässig.

3.3. Der Modulreihenabstand (auf Höhe der GOK) zwischen Modulelementoberkante einer Modulplatte und
Modulelementunterkante des Elementes der nächsten Modulreihe muss mindestens 4,0 m betragen.

4.  PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MAßNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ,
 ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

4.1. Zaunanlagen sind mit einem (offenen) Mindestabstand von 15 cm zur GOK zu errichten.
Stachaldrahtzäune sind nicht zulässig.

4.2. Zaunanlagen sind auf der Innenseite der Pflanz- bzw. Erhaltungsgebotsflächen zu errichten.

4.3. Die nicht bebauten Flächen (mit Ausnahme der Pflanzgebotsflächen) sowie die Flächen unterhalb der
Module sind mit einer Einsaat aus regionalen Gräsern und Wildkräutern (Anteil > 30 %) zu versehen.
Diese sind durch eine 2 malige jährliche Mahd regelmäßig zu unterhalten.

4.4. Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzugen dürfen maximal alle 7
Jahre abschnittsweise auf den Stock gesetzt werden.

4.5. Verkehrsflächen / Unterhaltungswege sind unbefestigt oder mit wassergebundener Oberfläche zu
errichten.

5.  FLÄCHEN ZUR ANPFLANZUNG UND / ODER MIT BINDUNGEN ZUM ERHALT VON BÄUMEN UND
 STRÄUCHERN
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

5.1. Alle gemäß zeichnerischer Festsetzung zu bepflanzenden Flächen sind mit standortgerechten heimischen
Gehölzen flächendeckend zu begrünen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die Pflanzdichte zum
Zeitpunkt der Pflanzung beträgt mindestens ein Gehölz pro 1,5 m².

6.  NIEDERSCHLAGSWASSERVERSICKERUNG
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB i. V. m. § 44 LWG)

6.1. Die auf den Flächen des Vorhabens auftreffenden Niederschläge sind auf den jeweiligen Teilen der
Grundstücksflächen zu versickern.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 93.11
"Freiflächenphotovoltaikanlage
Engberdingdamm"

Grundflächenzahl
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)0,5

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von
Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Vorhaben- und Erschließungsplanes
(soweit von der Grenze des Bebauungsplanes abweichend)
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